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Teil A Allgemeiner Teil 
 
 
III. Allgemeine Bestimmungen 
 
§ 1 Geltungsbereich 
 

Diese Studien- und Prüfungsordnung gilt für den grundständigen Bachelorstudien-
gang Logopädie der Pädagogischen Hochschule Weingarten. Sie regelt Studium und 
Prüfungen dieses Studiengangs. Das Modulhandbuch als Anlage 1 und der Studienver-
laufsplan als Anlage 2 sind Teil der Studien- und Prüfungsordnung (SPO). 

 
 
§ 2 Ziel des Studiums   
 
(1) Die Studierenden erwerben nach erfolgreichem Abschluss des Studiengangs (Bachelor-

prüfung) den Bachelor of Science Logopädie.  
Durch die Bachelorprüfung weisen die Absolventeninnen oder Absolventen nach, dass 
sie die fachlichen und überfachlichen Zusammenhänge der Fachdisziplin Logopädie 
überblicken und die Fähigkeit besitzen, selbstständig wissenschaftlich zu arbeiten, wis-
senschaftliche Erkenntnisse anzuwenden sowie deren Bedeutung für die Gesellschaft 
und die berufliche Praxis zu erkennen. 
 

(2) Im Rahmen des Bachelorstudiums wird die Berufszulassung für den Gesundheitsberuf 
Logopädie nach § 124 SGB V durch das erfolgreiche Ablegen der staatlichen Prüfung 
Logopädie gemäß § 19 durch das zuständige Regierungspräsidium erteilt.   
Das Studium befähigt in Kombination mit der staatlichen Prüfung Logopädie zur selbst-
ständigen und eigenverantwortlichen Durchführung von stimm-, sprech-, sprach-, 
schluck-, hör- und atemtherapeutischen Aufgaben über die gesamte Lebensspanne in 
einem partizipativen wissenschaftsorientierten Entscheidungsprozess mit der Patientin 
oder dem Patienten. Weiter qualifiziert das Studium im Bereich der entsprechenden 
Aus-, Fort- und Weiterbildung. 

 
 
§ 3 Inhalt und Zweck der Bachelorprüfung 
 
(1) Die Bachelorprüfung besteht aus den studienbegleitenden Modulprüfungen und der Ba-

chelormodulprüfung (Bachelorarbeit). 
 

(2) Studienbegleitende Modulprüfungen sowie die Bachelorarbeit werden entsprechend § 
20 benotet. Prüfungsleistungen sind dann bestanden, wenn sie mit mindestens ausrei-
chend (4,0) benotet wurden. Die Note der Bachelorprüfung wird aus den Einzelleistun-
gen der Modulprüfungen und der Note der Bachelorarbeit gebildet. 

 
(3) Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn jede der unter § 21 Absatz 3 festgelegten stu-

dienbegleitenden Modulprüfungen und die Bachelorarbeit mit mindestens „ausreichend“ 
(4,0) benotet wurden. 
 

(4) Durch den erfolgreichen Abschluss des Bachelorstudiengangs werden die Vorausset-
zungen für die Erteilung des Zeugnisses über den Hochschulabschluss eines „Bachelor“ 
mit den unter § 5 zugewiesenen Ordnungsmerkmalen und der dort festgelegten Abkür-
zung erworben. Der Hochschulabschluss wird unabhängig vom Bestehen der staatli-
chen Prüfung Logopädie erworben. 
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§ 4 Zugang und Zulassung 
 
(1) Zum Studium kann zugelassen werden, wer 

1. eine allgemeine oder einschlägige fachgebundene Hochschulzugangsberechtigung 
oder ein von den zuständigen staatlichen Stellen als gleichwertig anerkanntes Zeug-
nis nachgewiesen hat und 

2. am Zulassungs- und Auswahlverfahren erfolgreich teilgenommen hat. 
 

(2) Das Nähere regelt die entsprechende Satzung für das hochschuleigene Auswahlver-
fahren für den Zugang zu dem Studiengang Logopädie in der jeweils geltenden Fas-
sung. Die Zulassungs- und Immatrikulationsordnung bleibt unberührt. 

 
 
§ 5 Hochschulgrad 
 

Aufgrund der bestandenen Bachelorprüfung wird der akademische Grad „Bachelor“ mit 
dem Ordnungsmerkmal „of Science“ und der Abkürzung „B.Sc.“ verliehen. Darüber hin-
aus stellt die Pädagogische Hochschule Weingarten eine Urkunde mit dem Datum des 
Zeugnisses in deutscher und englischer Sprache aus. 

 
§ 6 Studienberatung 
 

Die Beratung zu Fragen des Studiums erfolgt durch die allgemeine Studienberatung 
der Pädagogischen Hochschule Weingarten. Die fachliche Studienberatung erfolgt 
durch die Studiengangleitung bei studiengangspezifischen Fragestellungen, bei Fragen 
bezüglich einzelner Module findet die Beratung durch die Modulverantwortlichen statt. 

 
§ 7 Regelstudienzeit, Studieninhalt und Studienstruktur  
 
(1) Der Bachelorstudiengang ist modular aufgebaut. Ein Modul ist eine thematisch und 

zeitlich abgeschlossene Lehr- und Lerneinheit, die sich aus verschiedenen Lehrveran-
staltungen zusammensetzen kann. Es besteht nicht nur aus den zu besuchenden Lehr-
veranstaltungen und der darauf bezogenen Selbstlernzeit, sondern umfasst auch die zu 
erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen, die für die erfolgreiche Absolvierung 
eines Moduls notwendig sind. Art und Umfang der Module sowie die zu erbringenden 
Studien- und Prüfungsleistungen sind im Studienverlaufsplan (Anlage 2) dargelegt. Der 
Bachelorstudiengang ist mit einem studienbegleitenden Prüfungssystem verbunden. 
 

(2) Der Studiengang wird als Vollzeitstudiengang studiert. Die Regelstudienzeit im Vollzeit-
studiengang beträgt einschließlich eines Praxissemesters und der Fertigstellung der Ba-
chelorarbeit 7 Semester. Die Studienordnung und das Lehrangebot sind so gestaltet, 
dass das Staatsexamen Logopädie im Laufe des 6. Semesters und die Bachelorprüfung 
bis zum Ende des 7. Semesters abgeschlossen werden kann.  
 

(3) Der Gesamtumfang der für den erfolgreichen Abschluss des Studiums erforderlichen 
Lehrveranstaltungen beträgt in der Regel 120 Semesterwochenstunden sowie eine kli-
nisch-praktische Ausbildung im Umfang von 2160 Stunden (72 ECTS-P.). Zusammen 
mit der Bachelorarbeit werden insgesamt 210 Anrechnungspunkte (ECTS-P.) erworben. 
 

(4) Studienleistungen, Studien begleitende Modulprüfungen und die Bachelorarbeit werden 
in Credit Points (ECTS-P.) nach dem European Credit Transfer and Accumulation Sys-
tem berechnet. Ein ECTS-Punkt entspricht einer Arbeitsbelastung (Workload) von 30 
Stunden. 
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(5) Die klinisch-praktische Ausbildung legt Praxisphasen fest, die in Einrichtungen von Ko-
operationspartnern der Pädagogischen Hochschule Weingarten sowie externen Ge-
sundheitseinrichtungen zu erbringen sind.  
Die Zulassung zu den Praxisphasen kann von dem Nachweis der gesundheitlichen Eig-
nung und bzw. oder dem Nachweis der Einhaltung aktuell gültiger Vorschriften des Bun-
desgesundheitsministeriums (BMG) und des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMFSFJ) zu Schutzmaßnahmen von Studierenden, Beschäftigten, 
Patientinnen und Patienten in Gesundheitseinrichtungen abhängig gemacht werden. 
 

(6) Für Lehrveranstaltungen mit Schwerpunkt in der berufspraktischen Ausbildung, deren 
Lernziel nicht ohne aktive Beteiligung der Studierenden in der Lehrveranstaltung er-
reicht werden kann, kann die regelmäßige Anwesenheit der Studierenden verpflichtend 
vorgesehen werden. Die ECTS-P für die berufspraktischen Module werden vergeben, 
wenn in einer Lehrveranstaltung nicht mehr als 15 v. H. der Unterrichtszeit versäumt 
werden. Werden zwischen mehr als 15 v. H. bis höchstens 30 v. H. der Unterrichtszeit 
versäumt, kann die bzw. der Lehrende der bzw. dem Studierenden anbieten, eine zur 
Erfüllung des Erfordernisses der regelmäßigen Teilnahme kompetenzorientiert ausge-
staltete Ersatzleistung zu erbringen. Werden angebotene Ersatzleistungen von der bzw. 
dem Studierenden nicht erfüllt, so ist die Teilnahme nicht regelmäßig. 
Werden insgesamt mehr als 30 v. H. der Unterrichtszeit versäumt, ist die Lehrveranstal-
tung erneut zu belegen.  
Veranstaltungen, für die Anwesenheit erforderlich ist, werden im Modulhandbuch als 
solche ausgewiesen. 
 

(7) Die Einzelheiten sind im Modulhandbuch des Studiengangs Logopädie geregelt, das als 
Anlage 1 Teil dieser Studien- und Prüfungsordnung ist. 
 

(8) Ein individuelles Teilzeitstudium gemäß § 30 Absatz 3 Landeshochschulgesetz (LHG) 
kann beantragt werden. Das Nähere regelt § 23 dieser Ordnung. 

 
 
§ 8 Studiengangleitung 
 

Die Studiengangleitung besteht aus einer Leiterin oder einem Leiter und einer stellver-
tretenden Leiterin oder einem stellvertretenden Leiter. Beide sind i.d.R. zugleich Modul-
verantwortliche. 

 
 
IV. Prüfungsorganisation und Prüfungsleistungen 
 
§ 9 Prüfungsausschuss 
 
(1) Für die Durchführung der Prüfungen wird ein Prüfungsausschuss gebildet. Der Prü-

fungsausschuss setzt sich jeweils aus der Leiterin oder dem Leiter und der Geschäfts-
führerin oder dem Geschäftsführer des Prüfungsamtes sowie der Studiengangleiterin 
oder dem Studiengangleiter oder ihrer oder seiner Vertretung zusammen. Vorsitzende 
bzw. Vorsitzender des Prüfungsausschusses ist die Leiterin bzw. der Leiter des Prü-
fungsamts. 
 

(2) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder 
anwesend ist. Der Prüfungsausschuss kann einzelne Aufgaben der bzw. dem Vorsitzen-
den übertragen. 
 

(3) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der Studien- und Prü-
fungsordnung eingehalten werden. Er wird bei der Erfüllung seiner Aufgaben vom Prü-
fungsamt unterstützt. 
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(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, den Prüfungen beizuwoh-

nen. 
 

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 
 

(6) Der Prüfungsausschuss tagt nach Bedarf. Er kann Aufgaben an das Prüfungsamt über-
tragen. 

 
 
§ 10 Prüfungsamt 
 
(1) Dem Prüfungsamt obliegt die Organisation und Durchführung der Prüfungen. 

 
(2) Das Prüfungsamt kann Organisationsaufgaben an die Fächer übertragen. Hierzu gehö-

ren insbesondere: 
 das Führen von Listen über die Meldung, Anwesenheit der Studierenden und die Er-

gebnisse der studienbegleitenden Modulprüfungen, 
 die Information der Studierenden über die Ergebnisse der studienbegleitenden Mo-

dulprüfungen unter Wahrung des Datenschutzes, 
 die Übermittlung der Ergebnisse der studienbegleitenden Modulprüfungen an das 

Prüfungsamt in Form von Listen und ggf. Protokollen. 
 

(3) Die Leitung des Prüfungsamtes trifft die für die Prüfungsverwaltung erforderlichen Ent-
scheidungen und Anordnungen nach Maßgabe der Studien- und Prüfungsordnung und 
überwacht deren Einhaltung. 
 

(4) Die Prüfungsanmeldung kann verpflichtend im Online-Anmeldeverfahren abgewickelt 
werden. Bei der Anmeldung müssen die vom Prüfungsamt festgelegten Fristen einge-
halten werden. Ist eine Studierende bzw. ein Studierender aufgrund von Behinderung 
oder anderer Einschränkungen an der Benutzung der Online-Anmeldung gehindert, sind 
Ausnahmeregelungen vom Online-Anmeldeverfahren vorzusehen. 
 

(5) Die Prüfungsleistungen sind von den Prüferinnen und Prüfern in den vom Prüfungsamt 
bereitgestellten Listen oder Protokollen zu erfassen, die das jeweilige Modul, Art der 
Prüfungsleistung, Beginn und Dauer der Prüfung, die Namen und Matrikelnummern der 
teilnehmenden Studierenden, die Noten bzw. die Bewertung als „mit Erfolg teilgenom-
men“ / „nicht mit Erfolg teilgenommen“ der von diesen erbachten Prüfungsleistungen 
und bei Noten schlechter als „ausreichend“ (4,0) bzw. der Bewertung „nicht mit Erfolg 
teilgenommen“ die tragenden Gründe der Bewertung sowie ggf. Bemerkungen über be-
sondere Vorkommnisse enthalten. Die Listen oder Protokolle sind von den Prüferinnen 
und Prüfern zu unterzeichnen und umgehend über die Modulbeauftragten dem Prü-
fungsamt zuzuleiten. Nicht archivierbare Prüfungsleistungen (z.B. aus fachpraktischen 
Prüfungen) sind im Protokoll durch Beschreibung und Fotografie zu dokumentieren. 
 

(6) Die in Abs. 5 genannten Listen und Protokolle sollen in der Regel mindestens fünf Jahre 
im Prüfungsamt aufbewahrt werden. Prüfungsleistungen werden fünf Jahre in den Fä-
chern aufbewahrt. 

 
 
§ 11 Prüferinnen oder Prüfer und Gutachterinnen oder Gutachter 
 
(1) Der Prüfungsausschuss bestellt i.d.R. Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer so-

wie Akademische Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter des Studiengangs, soweit ihnen die 
Prüfungsbefugnis übertragen wurde, als Prüferinnen oder Prüfer. Zu Prüferinnen oder 
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Prüfern können in begründeten Ausnahmefällen Lehrbeauftragte bestellt werden, soweit 
ihnen die Prüfungsbefugnis übertragen worden ist. 
 

(2) Für die Bewertung der Bachelorarbeit wird durch den Prüfungsausschuss eine Gutach-
terin oder ein Gutachter bestellt. Die Gutachterin oder der Gutachter ist für die Betreu-
ung der Arbeit zuständig. Sie oder er ist Mitglied der Pädagogischen Hochschule Wein-
garten. Die Kandidatin oder der Kandidat kann für die Bachelorarbeit eine Prüferin oder 
einen Prüfer vorschlagen. Der Vorschlag begründet keinen Rechtsanspruch. 
 

(3) Für studienbegleitende Modulprüfungen gelten in der Regel die von der bzw. vom Mo-
dulverantwortlichen bestimmten Personen als bestellte Prüferinnen bzw. Prüfer, ohne 
dass darüber ein besonderer Bescheid erfolgt. Die Prüferinnen und Prüfer sollen zum 
Kreis der Lehrenden des jeweiligen Moduls gehören. 
 

(4) Prüferinnen und Prüfer unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öf-
fentlichen Dienst stehen, sind sie der Verschwiegenheit verpflichtet.  

 
 
§ 12 Belastende Prüfungsentscheidungen 
 

Die Feststellung des Nichtbestehens einer Prüfungsleistung sowie weitere belastende 
Entscheidungen des Prüfungsamtes oder des Prüfungsausschusses sind der oder dem 
Studierenden durch schriftlichen Bescheid mitzuteilen, zu begründen und mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

 
 
§ 13 Studienbegleitende Modulprüfungen 
 
(1) Studienbegleitende Modulprüfungen beziehen sich auf Inhalte des jeweiligen Moduls. 

Darüber stellen die oder der Modulverantwortliche oder die bzw. der verantwortliche 
Lehrende einer Einzelveranstaltung einen Nachweis mit der Angabe der Benotung ent-
sprechend § 20 und der Angabe der entsprechenden Zahl der Credit Points aus. 
 

(2) Die oder der verantwortliche Lehrende kann in einer Lehrveranstaltung Anforderungen 
an Studienleistungen stellen, deren erfolgreiche Bearbeitung Voraussetzung für die Zu-
lassung zu einer studienbegleitenden Modulprüfung sein kann. Die Einzelheiten sind im 
Modulhandbuch des Studiengangs Logopädie geregelt, das als Anlage Teil dieser Stu-
dien- und Prüfungsordnung ist. Die oder der verantwortliche Lehrende beurteilt die ent-
sprechenden Studienleistungen. 

(3) Studienbegleitende Modulprüfungen sind i.d.R. in deutscher Sprache zu erbringen. 
 
 
§ 14 Mündliche Modulprüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen mündlicher Modulprüfungsleistungen sind mündliche Prüfungen oder 

andere Formen mündlicher Präsentation. Mündliche Modulprüfungsleistungen werden 
als Gruppen- oder Einzelprüfung abgelegt. Die Dauer der mündlichen Modulprüfungs-
leistung beträgt je Studierender oder Studierendem in der Regel etwa 15 - 25 Minuten. 
 

(2) Mündliche Modulprüfungsleistungen sind von mindestens zwei Prüferinnen oder Prüfern 
abzunehmen.  
 

(3) Die wesentlichen Gegenstände, die tragenden Gründe und das Ergebnis der mündli-
chen Modulprüfungsleistung sowie die Namen der Prüferinnen oder Prüfer, der Kandi-
datinnen oder Kandidaten und der Beginn und das Ende der Prüfung sind in einem Pro-
tokoll festzuhalten, das von beiden Prüferinnen oder Prüfern zu unterzeichnen ist. Die 
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Benotung erfolgt gemäß § 20. Bei nicht übereinstimmender Beurteilung einigen sich die 
Prüferinnen oder Prüfer auf eine gemeinsame Note. Kommt keine Einigung zustande, 
so wird das arithmetische Mittel gemäß § 20 Abs. 2 und 3 gebildet. Das Ergebnis ist der 
oder dem Studierenden im Anschluss an die Modulprüfung bekannt zu geben. 
 

(4) Studierende des jeweils gleichen Studiengangs, die sich nicht zum gleichen Prüfungs-
termin der gleichen Prüfung unterziehen wollen, können nach Maßgabe der räumlichen 
Verhältnisse als Zuhörerin oder Zuhörer zugelassen werden, es sei denn die Kandidatin 
oder der Kandidat oder eine Prüferin oder ein Prüfer widerspricht. Die Zulassung er-
streckt sich jedoch nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses 
an die Kandidatin oder den Kandidaten. 

 
 
§ 15 Schriftliche Modulprüfungsleistungen 
 
(1) Mögliche Formen schriftlicher Modulprüfungsleistungen sind Klausuren, Hausarbeiten, 

Berichte, Protokolle oder andere Formen schriftlicher Arbeiten wie Antwort-Wahl-Verfah-
ren, Portfolios oder elektronisch unterstützte schriftliche Arbeiten. Die Dauer der Klausu-
ren soll bei schriftlichen Modulprüfungsleistungen in der Regel etwa 60, 90 oder 120 Mi-
nuten betragen. 
 

(2) Klausuren können zum Teil oder zur Gänze nach Entscheidung der oder des zuständi-
gen Prüfers oder Prüferin in Form des Antwort-Wahl-Verfahrens (Multiple-Choice-Ver-
fahren) durchgeführt werden. Die Eigenart von Prüfungen nach dem Antwort-Wahl-Ver-
fahren besteht darin, dass sich die Prüfungsleistung im Gegensatz zu herkömmlichen 
Klausuren darin erschöpft, eine Auswahl unter mehreren vorgegebenen Antworten der 
gestellten Fragen zu treffen. Die Prüfungsleistung besteht lediglich in dem Markieren 
der für richtig gehaltenen Antworten. Im Einzelnen gilt Folgendes: 
1. Die Auswahl des Prüfungsstoffs, die Ausarbeitung und die Festlegung der Gewich-

tung der Fragen, die Festlegung der Antwortmöglichkeiten vor der Prüfung und die 
Feststellung der Zahl der richtigen Antworten nach der Prüfung ist Aufgabe der Prü-
ferin oder des Prüfers. Ist die Bewertung durch zwei Prüfende vorgesehen, so wir-
ken diese bei den genannten Tätigkeiten zusammen. Ist für den Fall einer nicht aus-
reichenden Prüfungsleistung eine Zweitbewertung vorgesehen, so bezieht sich 
diese entsprechend ebenfalls auf die genannten Tätigkeiten. 

2. Entsprechend dem Schwierigkeitsgrad der Fragen, Teilfragen oder Fragenblöcke 
werden für die Beantwortung Wertungspunkte vergeben. Bei der Aufgabenstellung 
sind die Bewertungsmaßstäbe anzugeben. Für die Festsetzung der Noten ist auf 
den jeweils erreichten Prozentsatz der maximal erreichbaren Wertungspunkte abzu-
stellen. 

 
(3) Schriftliche Wiederholungsprüfungen sind in der Regel von einer Prüferin oder einem 

Prüfer zu bewerten. Die Benotung erfolgt gemäß § 20. 
 

(4) Schriftliche Modulprüfungsleistungen mit Ausnahme von Klausuren sind fristgerecht in 
einfacher Ausfertigung einzureichen. Zusätzlich kann eine elektronische Ausfertigung in 
einem vom Prüfungsausschuss festgelegten Dateiformat eingefordert werden. 
 

(5) Das Verfahren der Bewertung schriftlicher Modulprüfungsleistungen soll vier Wochen 
nicht überschreiten. § 18 Abs. 11 Satz 1 bleibt hiervon unberührt. Die Ergebnisse der 
studienbegleitenden Modulprüfungen sind dem Prüfungsamt vor Ablauf des Semesters 
mitzuteilen. Dieses gibt sie den Studierenden bekannt. 
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(6) Schriftliche Modulprüfungsleistungen mit Ausnahme von Klausuren sind mit einer Erklä-
rung der oder des Studierenden zu versehen, dass sie oder er die Arbeit, bei einer 
Gruppenarbeit den Arbeitsanteil, selbständig verfasst und nur die angegebenen Quellen 
und Hilfsmittel benutzt hat (vgl. § 27). 

 
 
§ 16 Andere Formen von Modulprüfungsleistungen 
 

Neben mündlichen und schriftlichen Prüfungsleistungen sind auch andere Formen von 
Modulprüfungsleistungen möglich (z.B. Projektprüfungen, Referate mit schriftlicher Dar-
stellung, Portfolio, fachpraktische Prüfungen). Die Einzelheiten sind in den Modulbe-
schreibungen festgelegt. Bei vorwiegend mündlichen Prüfungsanteilen wird entspre-
chend § 14, bei vorwiegend schriftlichen Prüfungsanteilen entsprechend § 15 verfah-
ren. 

 
 
§ 17 Studienleistungen und studienbegleitende Modulprüfungsleistungen unter  

Einsatz der Neuen Medien 
 
(1) Studienleistungen und studienbegleitende Modulprüfungsleistungen können unter Ein-

satz moderner Informations- und Kommunikationstechnologien (Neue Medien) erbracht 
werden, sofern dafür die technischen, personellen und räumlichen Voraussetzungen 
vorliegen; in Betracht kommen insbesondere Online-Prüfungen und elektronische Klau-
suren. 
 

(2)  Für die Erbringung von Studien- und Prüfungsleistungen gemäß Abs. 1 gelten §§ 14 bis 
16 entsprechend. Der Prüfungsausschuss gewährleistet zusammen mit dem Prüfungs-
amt, dass die Grundsätze eines fairen Prüfungsverfahrens eingehalten werden. Insbe-
sondere müssen eine Identitätskontrolle der Studierenden sowie die Einhaltung der an 
der Pädagogischen Hochschule Weingarten üblichen Prüfungsstandards (beispiels-
weise Ausschluss von nicht erlaubten Hilfsmitteln, zeitliche Parallelität zwischen Dis-
tanzprüfungen und Prüfungen an der Pädagogischen Hochschule Weingarten, Auf-
sichtsverpflichtung) gesichert sein. Die abschließende Bewertung bei Studien- und Prü-
fungsleistungen gemäß Abs. 1 ist durch die Prüferinnen/Prüfer vorzunehmen. 
 

(3) Sind Prüfungsleistungen in Form von elektronischen Klausuren zu erbringen, wird den 
Studierenden im Rahmen der betreffenden Lehrveranstaltung ausreichend Gelegenheit 
gegeben, sich mit dem elektronischen Prüfungssystem vertraut zu machen. Die daten- 
schutzrechtlichen Bestimmungen sind einzuhalten. 

 
 
§ 18 Bachelorarbeit 
 
(1) In der Bachelorarbeit soll die oder der Studierende nachweisen, dass sie oder er in der 

Lage ist, innerhalb der vorgegebenen Frist eine Arbeit mit Bezug zu den in den studien-
gangspezifischen Bereichen festgelegten Bereichen unter wissenschaftlichen Gesichts-
punkten eigenständig darzustellen und schriftlich zu reflektieren. 
 

(2) Zur Bachelorarbeit wird zugelassen, wer während des Semesters, in dem die Zulassung 
zur Bachelorarbeit beantragt wird, ordnungsgemäß eingeschrieben ist und die unter § 
21 Absatz 3 festgelegten studienbegleitenden Prüfungen bestanden hat. Das Thema 
wird dem Prüfungsamt von einer Hochschullehrerin oder einem Hochschullehrer, die o-
der der im Studiengang lehrt, vorgeschlagen. 
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(3) Die Anmeldung der Bachelorarbeit ist während einer vom Prüfungsamt bekanntzuge-
benden Frist vorzunehmen. Die Ausgabe des Themas der Bachelorarbeit erfolgt mit der 
Zulassung zur Bachelorarbeit über das Prüfungsamt. Der Zeitpunkt der Ausgabe und 
das Thema sind aktenkundig zu machen. Die Frist für die Anfertigung der Bachelorar-
beit beginnt mit der Ausgabe des Themas. 
 

(4) Bei Anmeldung der Bachelorarbeit ist ein Exposé vorzulegen. Dieses muss eine theore-
tisch begründete Darstellung des Vorhabens und einen Zeitplan für die Durchführung 
des Vorhabens enthalten. 
 

(5) Die Bachelorarbeit hat einen Bearbeitungsumfang von 6 ECTS-Punkten (entspricht 180 
Stunden). Sie ist innerhalb eines Zeitraums von drei Monaten zu erstellen. Dieser Zeit-
rahmen berücksichtigt den Arbeitsaufwand für weitere im Abschlusssemester zu erwer-
bende Kompetenzen. Themenstellung und Betreuung sind hierauf abzustellen. Das 
Thema kann nur einmal und nur innerhalb des ersten Monats der Bearbeitung zurück-
gegeben werden. Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist daraufhin binnen vier Wo-
chen ein neues Thema zu geben, für das wiederum eine Bearbeitungsfrist von drei Mo-
naten gewährt wird. 
 

(6) Auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten kann das Prüfungsamt in begründeten 
Einzelfällen die Bearbeitungsfrist für die Bachelorarbeit um höchstens vier Wochen ver-
längern. Der Antrag muss spätestens drei Wochen vor Ablauf der Frist beim Prüfungs-
amt eingegangen sein. Bei Erkrankung ist die sich hieraus ergebende Beeinträchtigung 
bei der Anfertigung der Bachelorarbeit durch ein ärztliches Attest nachzuweisen; in 
Zweifelsfällen kann ein Attest einer vom Prüfungsamt benannten Ärztin bzw. eines vom 
Prüfungsamt benannten Arztes verlangt werden.  
 

(7) Die Bachelorarbeit wird i.d.R. als Einzelarbeit und in deutscher Sprache angefertigt, 
wenn die Begutachtung durch die Prüferin bzw. den Prüfer sichergestellt ist. Ein ent-
sprechender Antrag ist vor der Anfertigung der Bachelorarbeit unter Angabe der Gründe 
mit der Stellungnahme der Prüferin bzw. dem Prüfer beim Prüfungsamt einzureichen. 
Eine Bachelorarbeit, die nicht in deutscher Sprache abgefasst ist, enthält eine Zusam-
menfassung in Deutsch, die mindestens drei Seiten umfasst. 
 

(8) Der Bachelorarbeit ist eine schriftliche Eigenständigkeitserklärung beizufügen, dass sie 
die oder der Studierende selbstständig verfasst, nur die angegebenen Hilfsmittel be-
nutzt, und dass diese noch nicht anderweitig zur Gänze oder in Teilen als Bachelorar-
beit oder anderweitige Prüfungsleistung eingereicht wurde. Die Bachelorarbeit ist im 
Prüfungsamt der Pädagogischen Hochschule Weingarten nach Vorgaben des Prüfungs-
amts einzureichen. Der Abgabezeitpunkt ist im Prüfungsamt der Pädagogischen Hoch-
schule Weingarten aktenkundig zu machen. Der Prüferin oder dem Prüfer gemäß § 11 
Abs. 2 wird die Bachelorarbeit durch das Prüfungsamt zugeleitet. Über die Bachelorar-
beit ist ein schriftliches Gutachten zu erstellen, das von der Gutachterin oder dem Gut-
achter jeweils zu unterzeichnen ist. 
 

(9) Die Bachelorarbeit ist innerhalb von sechs Wochen von der Prüferin oder dem Prüfer 
gemäß § 11 Abs. 2 zu begutachten und zu bewerten. Die Zulassung kann zurückge-
nommen werden, wenn sie durch falsche Angaben erschlichen wurde oder nachträglich 
Tatsachen eingetreten sind oder bekannt werden, die zu einer Versagung der Zulas-
sung geführt hätten. 
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§ 19 Staatliche Prüfung für Studierende des Studiengangs Logopädie 
 
(1) Prüfungsausschuss: 

 § 3 LogAPrO gilt mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Schulleitung die Studien-
gangleitung gemäß § 8 dieser Ordnung tritt. 

 
(2) Prüferinnen und Prüfer: 

 § 3 Abs. 3 LogAPrO gilt entsprechend. Prüfungsleistungen dürfen nur von Personen be-
wertet werden, die selbst mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder eine 
gleichwertige Qualifikation besitzen. Die Prüferinnen und Prüfer werden von der Päda-
gogischen Hochschule Weingarten, vertreten durch die Studiengangleitung, vorgeschla-
gen und von der zuständigen Gesundheitsbehörde bestellt. 
 

(3) Prüfungsformen und –inhalte: 
 Zulässige Prüfungsformen sind schriftliche, mündliche und praktische Prüfungen. §§ 2, 
5, 6 und 7 LogAPrO finden Anwendung. Die Prüfungsinhalte sind der Anlage 1 der 
LogAPrO zu entnehmen. Diese Inhalte werden kompetenzorientiert abgefragt. 
 

(4) Zulassung zur staatlichen Prüfung: 
 § 4 LogAPrO gilt entsprechend. 
 

(5) Bewertung von Prüfungsleistungen: 
 § 9 LogAPrO gilt entsprechend. Dabei gilt das als Anlage 2 der LogAPrO angehängte 
Bewertungsschema  
 

(6) Wiederholung von Prüfungsleistungen: 
 § 10 Abs. 3 LogAPrO ist entsprechend anzuwenden. 
 

(7) Notenbekanntgabe: 
 § 10 Abs. 2 LogAPrO gilt entsprechend. 
 

(8) Form der Notenbekanntgabe: 
Über die bestandene staatliche Prüfung wird ein Zeugnis nach der Anlage der Ausbil-
dungs- und Prüfungsverordnung erstellt. Dieses wird abweichend von § 28 dieser Ord-
nung von der zuständigen Gesundheitsbehörde ausgefertigt. 
 

(9) Berufszulassung: 
 Der erfolgreiche Abschluss der staatlichen Prüfung ist für die Erteilung der Erlaubnis 
zum Führen der Berufsbezeichnung zwingend erforderlich. 

 
 
III. Prüfungsverfahren 
 
§ 20 Bewertung von Prüfungsleistungen 
 
(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüferin- 

nen oder Prüfern festgesetzt. Für die Bewertung der Prüfungsleistung sind folgende No-
ten zu verwenden und in dieser Form zur Berechnung der Gesamtnote heranzuziehen: 
 
Abstufung der Noten Notenstufe 
1,0 / 1,3 sehr gut 
1,7 / 2,0 / 2,3 gut 
2,7 / 3,0 / 3,3 befriedigend 
3,7 / 4,0 ausreichend 
5,0 nicht ausreichend 
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(2) Wird eine Prüfungsleistung von mehreren Prüferinnen oder Prüfern bewertet, so errech-

net sich die Note aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 
 

(3) Nach Bildung des arithmetischen Mittels werden zwei Dezimalstellen hinter dem 
Komma berücksichtigt. Alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 
 

(4) Eine Prüfungsleistung ist nur bestanden, wenn sie insgesamt wenigstens mit „ausrei-
chend“ (4,0) bewertet wurde. 
 

(5) Wird eine schriftliche Prüfungsleistung von mehr als einer Prüferin oder einem Prüfer 
bewertet und weichen die gegebenen Noten um mehr als zwei ganze Note voneinander 
ab oder bewertet nur eine oder einer der beteiligten Prüferinnen oder Prüfer eine Prü-
fungsleistung mit weniger als „ausreichend“ (4,0), so hat der Prüfungsausschuss eine 
weitere Prüferin oder einen weiteren Prüfer zu bestellen. Diese Prüferin oder dieser Prü-
fer muss hauptamtlich Hochschullehrerin oder Hochschullehrer der Hochschule gemäß 
§ 44 Abs. 1 LHG sein. Die von dieser oder diesem gegebene Note wird in die endgültige 
Berechnung gemäß Abs. 2 und 3 einbezogen. Ist die Bewertung der Bachelorarbeit 
Grund der Bestellung, so entscheidet der Prüfungsausschuss nach Vorliegen des dritten 
Gutachtens durch Abstimmung über die endgültige Bewertung der Abschlussarbeit. 
 

(6) Für gemäß Absatz 1 erteilte oder gemäß Absatz 2 bis 5 gebildete Noten sind die folgen-
den Notenstufen im Zeugnis zu verwenden: 

 
Note / Durchschnittsnote Notenstufe 
1,00 – 1,50 sehr gut 
1,51 – 2,50 gut 
2,51 – 3,50 befriedigend 
3,51 – 4,00 ausreichend 

  
 
 
§ 21 Ermittlung der Gesamtnote 
 
(1) Der Workload hat keinen Einfluss auf die dafür zu vergebende Note. Diese richtet sich 

ausschließlich nach der Qualität einer Prüfungsleistung. 
 

(2) Die Gesamtnote errechnet sich aus den Modulnoten und der Note der Bachelorarbeit. 
Es werden zwei Stellen hinter dem Komma berücksichtigt. Alle weiteren Stellen werden 
ohne Rundung gestrichen. 
 

  



13 

 

 

(3) Gewichtungsfaktor der Modulnoten: 
 

Nr. Modul Prüfungsleistung ECTS Gewichtung 
1 LO BW MED Klausur (60 min)  

 
6 6 

2 LO BW G  Klausur (90 Min) 12 12 
3 LO SPR Mündliche Prüfung (25 Minuten) 9 9 
4 LO PÄD I ohne Prüfung 6 - 
5 LO PÄD II Hausarbeit (15 S.) 12 12 
6 LO PÄD III ohne Prüfung 6 - 
7 LO NEURO I Mündliche Prüfung (20 Minuten) 6 6 
8 LO NEURO II Referat (30 Minuten) oder Klausur 

(60 Minuten) 
12 12 

9 LO REDE Hausarbeit (15 S.) 6 6 
10 LO STIMM Digitales Portfolio (10-15 Seiten) 

oder mündliche Prüfung 815 Mi-
nuten) 

9 9 

11 LO L2 Schriftliches Portfolio (10-15 
Seiten) 

9 9 

12 LO HÖR ohne Prüfung 9 - 
13 LO HO Mündliche Prüfung als Gruppen-

prüfung (15 Minuten) 
9 9 

14 LO PRAXIS I Praktische Prüfung (2 x 45 Minu-
ten), eine Gesamtnote 

16 16 

15 LO PRAXIS II Ohne Prüfung 17 - 
16 LO ISP Praktikumsbericht (25 Seiten) 30 30 
17 LO QM Klausur (60 Minuten) 9 9 
18 LO WISS Digitale Posterpräsentation (10 

Minuten) mit Handout oder Klau-
sur (60 Minuten) 

6 6 

19 LO FO PRA-
XIS 

Klausur (90 Minuten) 9 9 

20 LO FO WERK Exposé zur Bachelorarbeit (unbe-
notet) 

6 - 

21 LO BA Bachelorthesis 6 6 
 
 Die Endnote errechnet sich aus der Summe der Noten jeder Prüfungsleistung multipli-
ziert mit dem entsprechenden Gewichtungsfaktor geteilt durch 166: ∑ (Noten der Mo-
dulprüfungen x Gewichtungsfaktor): 166 = Endnote 
 

(4) Für die nach Absatz 2 gebildete Gesamtnote sind die folgenden Notenstufen im Zeugnis 
zu verwenden: 
 
Durchschnittsnote Notenstufe 
1,00 – 1,50 mit Auszeichnung bestanden 
1,51 – 2,50 gut bestanden 
2,51 – 3,50 befriedigend bestanden 
3,51 – 4,00 bestanden 

 
  



14 

 

 

(5) Frühestens nach Vorliegen von 30 Abschlussprüfungen derselben Prüfungsordnung 
wird zusätzlich eine relative Note vergeben: 

 
A die besten 10% der Absolventen 
B die nächsten 25% der Absolventen 
C die nächsten 30% der Absolventen 
D die nächsten 25% der Absolventen 
E die nächsten 10% der Absolventen 

 
 
§ 22 Wiederholung von Prüfungen 
 
(1) Die Bachelorarbeit kann, wenn sie mit „nicht ausreichend“ (5,0) benotet wurde, einmal 

wiederholt werden. Die Ausgabe eines neuen Themas ist zum nächst möglichen Anmel-
dezeitraum fristgerecht zu beantragen. 
 

(2) Nichtbestandene Modulprüfungen können einmal wiederholt werden. Die Wiederholung 
muss spätestens im übernächsten Prüfungsdurchgang erfolgen.  
 

(3) Ausnahmsweise können im gesamten Studienverlauf für drei Modulprüfungen eine 2. 
Wiederholungsprüfung in Anspruch genommen werden. Der Antrag auf 2. Wiederholung 
ist formlos beim Prüfungsamt zu stellen. 
 

(4) Bei Versäumnis der Frist für die jeweilige Wiederholungsprüfung ist diese mit „nicht aus-
reichend“ (5,0) zu bewerten, es sei denn, die oder der Studierende hat das Versäumnis 
nicht zu vertreten. 
 

(5) Die Wiederholung einer bestandenen Prüfung ist nicht zulässig. 
 
 
§ 23 Schutzbestimmungen 
 
(1) Die Schutzfristen des Mutterschutzgesetzes (MuSchG) sind in der jeweils geltenden 

Fassung zu berücksichtigen. Die Mutterschutzfristen unterbrechen jede Frist nach die-
ser Prüfungsordnung. Die Dauer des Mutterschutzes wird nicht in diese Frist eingerech-
net. Die Studierende hat die erforderlichen Nachweise, aus denen sich die Mutter-
schutzfristen berechnen lassen, dem Prüfungsamt einzureichen. Die Studierende kann 
auf die Schutzfristen vor und nach der Entbindung verzichten. Hierzu ist eine ausdrückli-
che schriftliche Erklärung gegenüber dem Prüfungsamt erforderlich. Der Widerruf dieses 
Verzichts auf die Einhaltung der Mutterschutzfristen kann nur für die Zukunft erfolgen. 
 

(2) Verzichtet die Studierende auf die in Absatz 1 genannten Schutzfristen, ist sie berech-
tigt, an Lehrveranstaltungen teilzunehmen sowie Studien- und Prüfungsleistungen zu 
erbringen, sofern keine Gefahr für die Studierende und/oder ihr (ungeborenes) Kind be-
steht. Bei Inanspruchnahme der Schutzfristen vor und nach der Entbindung kann die 
Bearbeitung der Bachelorarbeit nicht durch die Mutterschutzfristen unterbrochen wer-
den. Die gestellte Arbeit gilt als nicht vergeben. Nach Ablauf der Mutterschutzfrist wird 
ein neues Thema ausgegeben. 
 

(3) Die Fristen der Elternzeit sind nach Maßgabe des jeweils geltenden Bundeselterngeld- 
und Elternzeitgesetzes (BEEG) auf Antrag im Prüfungsverfahren zu berücksichtigen. 
Die oder der Studierende muss bis spätestens vier Wochen vor dem Zeitpunkt, von dem 
ab sie bzw. er die Elternzeit antreten will, dem Prüfungsamt unter Beifügung der erfor-
derlichen Nachweise schriftlich mitteilen, für welchen Zeitraum oder für welche Zeit-
räume sie bzw. er Elternzeit in Anspruch nehmen will. Das Prüfungsamt hat zu prüfen, 
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ob die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen, die bei einer Arbeitnehmerin oder ei-
nem Arbeitnehmer einen Anspruch auf Elterngeld nach BEEG auslösen würden, und 
teilt der bzw. dem Studierenden das Ergebnis sowie ggf. die neu festgesetzten Prü-
fungsfristen unverzüglich mit. Die Bearbeitungsfrist der Bachelorarbeit kann nicht durch 
Elternzeit unterbrochen werden. Die gestellte Arbeit gilt als nicht vergeben. Nach Ablauf 
der Elternzeit erhält die bzw. der Studierende ein neues Thema. 
 

(4) Studierende, die aufgrund der in Abs. 3 genannten Schutzfristen beurlaubt sind, sind 
berechtigt, an Lehrveranstaltungen teilzunehmen, Studien- und Modulprüfungsleistun-
gen zu erbringen und Hochschuleinrichtungen zu nutzen. Die Beurlaubung ist dem Prü-
fungsamt mitzuteilen. 
 

(5) Studierende, die mit einem Kind unter vierzehn Jahren, für das ihnen die Personen-
sorge zusteht, im selben Haushalt leben und es überwiegend allein versorgen, sind be-
rechtigt, einzelne Studien- oder Prüfungsleistungen und die Bachelorarbeit nach Ablauf 
der in dieser Studien- und Prüfungsordnung hierfür vorgesehenen Frist abzulegen. 
 

(6) Studierende, die mit einer oder einem pflegebedürftigen Angehörigen im Sinne von § 7 
Abs. 3 Pflegezeitgesetz, im selben Haushalt leben und diese nachweislich überwiegend 
allein versorgen, sind berechtigt, einzelne Studien- oder Prüfungsleistungen und die Ba-
chelorarbeit nach Ablauf der in dieser Studien- und Prüfungsordnung hierfür vorgesehe-
nen Frist abzulegen. 
 

(7) Studierende, die ohne studierunfähig zu sein, wegen länger andauernder Krankheit oder 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage 
sind, die Lehrveranstaltungen regelmäßig zu besuchen oder die erwarteten Studien- 
bzw. Prüfungsleistungen zu erbringen oder diese ganz oder teilweise in der vorgesehe-
nen Form abzulegen, sind berechtigt, einzelne Studien- oder Prüfungsleistungen und 
die Bachelorarbeit nach Ablauf der in dieser Studien- und Prüfungsordnung hierfür vor-
gesehenen Frist abzulegen oder gleichwertige Studien- bzw. Prüfungsleistungen in ei-
ner anderen Form zu erbringen. Die bzw. der Studierende hat zur Wahrnehmung ihrer 
bzw. seiner Rechte einen Antrag beim Prüfungsamt einzureichen. Hierbei ist anzuge-
ben, für welchen Zeitraum eine Verlängerung der Fristen beantragt wird. Dem Antrag 
sind entsprechende Nachweise, insbesondere ärztliche Atteste, beizulegen. In Zweifels-
fällen kann die Hochschule ein Attest einer von ihr benannten Ärztin bzw. eines von ihr 
benannten Arztes verlangen. Das Prüfungsamt hat zu prüfen, ob die vorstehend ge-
nannten Voraussetzungen vorliegen und teilt das Ergebnis sowie gegebenenfalls die 
neu festgesetzten Prüfungsfristen der bzw. dem Studierenden unverzüglich mit. 
 

(8) Die Berechtigung erlischt mit dem Ablauf des Semesters, in dem die nach Abs. 5 Satz 1 
bzw. Abs. 6 Satz 1 bzw. Abs. 7 Satz 1 genannten Voraussetzungen entfallen. Die bzw. 
der Studierende hat jeweils die entsprechenden Nachweise zu führen; sie bzw. er ist 
verpflichtet, Änderungen in den Voraussetzungen jeweils unverzüglich mitzuteilen. 
 

(9) Fristen für Wiederholungsprüfungen können jeweils nur um zwei Semester gemäß den 
Abs. 5, 6 und 7 verlängert werden. 
 

(10) Schutzfristen und Fristverlängerungen werden auf Antrag der bzw. des Betroffenen ge-
währt. Über den Antrag entscheiden die Leiterin bzw. der Leiter des Prüfungsamtes. 
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§ 24 Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen 
 
(1) Studien- und Prüfungsleistungen sowie Studienabschlüsse, die in Studiengängen an an-

deren staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen und Berufsakademien der 
Bundesrepublik Deutschland oder in Studiengängen an ausländischen staatlichen oder 
staatlich anerkannten Hochschulen oder in Studiengängen der Pädagogischen Hoch- 
schule Weingarten erbracht worden sind, werden anerkannt, sofern hinsichtlich der er-
worbenen Kompetenzen kein wesentlicher Unterschied zu den Leistungen oder Ab-
schlüssen besteht, die ersetzt werden. Wesentliche Unterschiede sind Unterschiede 
zwischen zwei Qualifikationen, die so signifikant sind, dass sie den Erfolg des Antrag-
stellers bei Fortsetzung des Studiums gefährden würden. 
 Vereinbarungen und Abkommen der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Län-
der der Bundesrepublik Deutschland (KMK) und der Hochschulrektorenkonferenz (HRK) 
mit anderen Staaten über Gleichwertigkeiten im Hochschulbereich (Äquivalenz- abkom-
men) sowie Abkommen im Rahmen von Hochschulpartnerschaften sind vorrangig anzu-
wenden, wenn sie für die Antragstellerin oder den Antragsteller günstiger sind. 
 

(2) Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, sind die Noten – soweit die Noten-
systeme vergleichbar sind – zu übernehmen und in die Gesamtnote einzubeziehen. Bei 
nicht vergleichbaren Notensystemen oder wenn keine Note vorhanden ist, wird die Note 
„4,0 (bestanden)“ aufgenommen. Anderenorts erbrachte Leistungen werden im Diploma 
Supplement stets mit dem Vermerk „angerechnet“ gekennzeichnet. 
 

(3) Die Anerkennung erfolgt auf Antrag. Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat die 
erforderlichen Nachweise und Informationen über die anzuerkennenden Leistungen der 
für das Anerkennungsverfahren zuständigen Stelle der Pädagogischen Hochschule 
Weingarten vorzulegen. Dazu zählen mindestens die entsprechenden Modulbeschrei-
bungen, Kompetenzbeschreibungen, Zeugnisse und Urkunden sowie das Diploma 
Supplement bzw. eine entsprechende Dokumentation. 
 

(4) Die Beweislast dafür, dass ein Antrag nicht die geforderten Voraussetzungen erfüllt, 
liegt auf Seiten der Pädagogischen Hochschule Weingarten. Die Ablehnung des Antra-
ges auf Anerkennung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu verse-
hen. 
 

(5) Über die Anerkennung bzw. Anrechnung entscheidet die Studiengangleitung im An-
schluss an die Zulassung zum Studium. 

 
 
§ 25 Anrechnung von außerhalb des Hochschulbereichs erworbenen Kenntnissen und 

Fähigkeiten 
 
(1) Außerhalb des Hochschulbereichs erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten können auf 

das Bachelorstudium angerechnet werden, wenn 
1. zum Zeitpunkt der Anrechnung die für den Hochschulzugang geltenden Vorausset-

zungen erfüllt sind, 
2. die auf das Hochschulstudium anzurechnenden Kenntnisse und Fähigkeiten den 

Studien- und Prüfungsleistungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau 
gleichwertig sind. 

Dabei sind die jeweils zugrundeliegenden Modulbeschreibungen sowie die zu erwer-
bende Anzahl der ECTS-Punkte in die Prüfung der Anrechnung einzubeziehen. Bei der 
Feststellung der Gleichwertigkeit ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Ge-
samtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. 
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(2) Außerhochschulische Kenntnisse und Fähigkeiten, die insbesondere im Rahmen: 
1. einer einschlägigen abgeschlossenen Berufsausbildung erworben wurden, 
2. einer abgeschlossenen Berufsausbildung, die eine besondere fachliche Nähe zu 

dem Studiengang erkennen lässt, erworben wurden, 
3. einer mit einer Prüfung angeschlossenen Weiterbildung erworben wurden, 
4. einer einschlägigen Tätigkeit, die ohne eine zugehörige vorhergehende abgeschlos-

sene Berufsausbildung ausgeübt wurde, und die in einem Umfang von mindestens 
20h pro Woche für eine Dauer von mindestens 3 Jahren ausgeübt wurde, können 
nach Einzelfallprüfung für die im Modulhandbuch aufgeführten Module bzw. Teile 
dieser Module angerechnet werden. 

 
(3) Grundlage der Anrechnung der außerhochschulisch erworbenen Kenntnisse und Fähig-

keiten gemäß Abs. 1 bis 4 sind die im Modulhandbuch aufgeführten Kenntnisse und 
Kompetenzen, für die die Anrechnung erfolgen soll. Die Anrechnung erfolgt, sofern die 
außerhochschulisch erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten nach Inhalt bzw. Kompe-
tenzbeschreibung, Niveau, Arbeitsaufwand und ggf. Prüfungsaufwand den Studien- und 
Prüfungsleistungen, die sie ersetzen, gleichwertig sind. 
 

(4) Außerhochschulisch erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten können im Rahmen der im 
Modulhandbuch aufgeführten Module, auf die grundsätzlich eine Anrechnung erfolgen 
kann, im Umfang von insgesamt höchstens 50% der im Studiengang zu erwerbenden 
ECTS-Punkte auf das Studium angerechnet werden. 
 

(5) Die Anrechnung muss spätestens so rechtzeitig beantragt werden, dass eine Entschei-
dung vor dem Beginn der entsprechenden Leistung, die ersetzt werden soll, erfolgen 
kann. Über die Anrechnung entscheidet das Prüfungsamt. 

 
 
§ 26 Versäumnis, Rücktritt 
 
(1) Eine Modulprüfung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0) benotet, wenn die oder der zu 

Prüfende ohne wichtigen Grund nicht zu einem Prüfungstermin erscheint oder nach Be-
ginn der Prüfung ohne wichtigen Grund von der Prüfung zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn 
eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgesehen Bearbeitungszeit er-
bracht wird, es sei denn, die oder der Studierende hat die Fristüberschreitung nicht zu 
vertreten. 
 

(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
Prüfungsamt unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei 
Krankheit der Kandidatin oder des Kandidaten muss ein ärztliches Attest vorgelegt wer-
den, aus dem die sich aus der Krankheit ergebende Leistungsbeeinträchtigung hervor-
geht. 
 

(3) Wer sich in Kenntnis eines wichtigen Grundes im Sinne von Abs. 2 der Prüfung ganz 
oder teilweise unterzogen hat, kann einen nachträglichen Rücktritt wegen dieses Grun-
des nicht geltend machen. Der Kenntnis steht die fahrlässige Unkenntnis gleich; fahrläs-
sige Unkenntnis liegt insbesondere vor, wenn bei einer gesundheitlichen Beeinträchti-
gung nicht unverzüglich eine Klärung herbeigeführt wurde. Die Geltendmachung eines 
Rücktrittgrundes ist in jedem Fall ausgeschlossen, wenn nach Abschluss der Prüfung 
oder des Teils der Prüfung, für den der Rücktrittsgrund behauptet wird, ein Monat ver-
strichen ist. 
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§ 27 Täuschung, Ordnungsverstoß 
 
(1) Versucht die Kandidatin oder der Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch 

Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so fertigt die 
zuständige Prüferin oder der zuständige Prüfer oder die oder der Aufsichtsführende 
hierüber einen Vermerk an. Dies gilt auch für den Fall, dass die Kandidatin oder der 
Kandidat nach Ausgabe der Aufgabenstellung nicht zugelassene Hilfsmittel mit sich 
führt. Die Kandidatin oder der Kandidat kann unbeschadet der Regelung in Satz 1 und 2 
die Prüfung fortsetzen. Ihr oder ihm ist Gelegenheit zur Stellungnahme über das Vor-
kommnis zu geben. Der Vermerk und die Stellungnahme sind unverzüglich der Leiterin 
oder dem Leiter des Prüfungsamtes zur Entscheidung vorzulegen. Stellt sie oder er ei-
nen Täuschungsversuch fest, gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet. Entsprechendes gilt, wenn der Täuschungsversuch erst nach Ab-
gabe der Prüfungsleistung bekannt wird. 
 

(2) Fehlerhafte oder unterlassene Angaben über benutzte Quellen (Plagiate) gelten als 
Täuschungsversuch, wenn Passagen, die ausgedruckt oder elektronisch vorliegenden 
Arbeiten entnommen wurden, nicht als Zitat bzw. als sinngemäße Entlehnung ausge-
wiesen sind. Als Täuschungsversuch gilt auch, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung 
bereits anderweitig als Prüfungsleistung vorgelegt wurde. 
 

(3) Bei zweimaligem Täuschungsversuch gemäß Abs. 2 kommt § 62 Abs. 3 Nr. 3 LHG zur 
Anwendung, sofern der zweimalige Täuschungsversuch nicht das endgültige Nichtbe-
stehen einer Prüfung zur Folge hat. 
 

(4) Besteht der Verdacht auf Mitführung unzulässiger Hilfsmittel, ist die Kandidatin oder der 
Kandidat verpflichtet, an der Aufklärung mitzuwirken und die Hilfsmittel gegebenenfalls 
herauszugeben. Verweigert sie oder er die Mitwirkung oder die Herausgabe, wird ent-
sprechend Abs. 1 verfahren. 
 

(5) Wer den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von der jeweiligen Prüferin 
oder vom jeweiligen Prüfer oder der oder dem Aufsichtführenden von der Fortsetzung 
der Prüfung ausgeschlossen werden. Über das Vorkommnis wird ein Vermerk angefer-
tigt. Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist Gelegenheit zur Stellungnahme über das 
Vorkommnis zu geben. Der Vermerk und die Stellungnahme sind unverzüglich der Lei-
terin oder dem Leiter des Prüfungsamtes zur Entscheidung vorzulegen. Stellt sie oder er 
einen Ordnungsverstoß nach Satz 1 fest, gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 
 

(6) Wer gemäß § 14 Abs. 4 als Zuhörerin oder Zuhörer zu einer mündlichen Prüfung zuge-
lassen ist und den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von der jeweiligen 
Prüferin oder dem jeweiligen Prüfer oder der oder dem Aufsichtführenden von der weite-
ren Teilnahme an der mündlichen Prüfung ausgeschlossen werden. 
 

(7) Bei Täuschungen im Zusammenhang mit der Anrechnung von Studien- und Prüfungs-
leistungen findet Abs. 1 entsprechende Anwendung. 

 
 
IV. Schlussbestimmungen 
 
§ 28 Zeugnis 
 
(1) Über die bestandene Bachelorprüfung ist unverzüglich ein Zeugnis in deutscher und 

englischer Sprache auszustellen. 
 

  



19 

 

 

(2) Das Zeugnis ist von der Leiterin bzw. dem Leiter des Prüfungsamtes zu unterzeichnen. 
Als Datum des Zeugnisses ist der Tag der Feststellung des Prüfungsergebnisses anzu-
geben. Das Zeugnis ist mit dem Dienstsiegel der Pädagogischen Hochschule Weingar-
ten zu versehen. 
 

(3) Ist die Bachelorprüfung nicht bestanden, so erteilt das Prüfungsamt einen schriftlichen 
Bescheid gemäß § 12. 
 

(4) Beim Wechsel oder bei frühzeitiger Beendigung des Studiengangs wird auf Antrag eine 
Bescheinigung ausgestellt, welche die erbrachten Studien- und Prüfungsleistungen und 
deren Benotung enthält. 

 
 
§ 29 Ungültigkeit der Prüfung 
 
(1) Wurde bei einer Prüfung getäuscht (§ 27) und wird diese Tatsache erst nach der Aus-

händigung des Zeugnisses bekannt, so kann der Prüfungsausschuss nachträglich die 
Noten für diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung die oder der zu Prüfende 
getäuscht hat, entsprechend berichtigen und die Prüfungen für „nicht bestanden“ erklä-
ren. 
 

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass 
die oder der zu Prüfende hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach 
der Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen 
der Prüfung geheilt. Wurde die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, so entscheidet 
der Prüfungsausschuss unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen über die 
Rücknahme rechtswidriger Verwaltungsakte. 
 

(3) Die oder der zu Prüfende ist vor einer Entscheidung durch den Prüfungsausschuss zu 
hören. 
 

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und durch ein richtiges Prüfungszeugnis 
oder eine Bescheinigung nach § 28 Abs. 2 zu ersetzen. Mit dem unrichtigen Prüfungs-
zeugnis ist auch die entsprechende Urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung auf Grund 
einer Täuschung für „nicht bestanden“ erklärt wurde. Eine Entscheidung nach Abs. 1 
und Abs. 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum des Prüfungszeug-
nisses ausgeschlossen. 

 
 
§ 30 Einsicht in die Prüfungsakte 
 
(1) Die Studierenden haben innerhalb eines Jahres nach Abschluss einer Modulprüfung auf 

Antrag Gelegenheit zur Einsicht in die begutachteten Modulprüfungsleistungen. Das 
Prüfungsamt bestimmt Zeit und Ort der Einsichtnahme. Die Einsichtnahme wird akten-
kundig gemacht. 
 

(2) Nach Abschluss der Bachelorprüfung wird der/ oder dem Geprüften auf Antrag Einsicht 
in ihre oder seine schriftlichen Prüfungsleistungen, die Prüfungsprotokolle und die Gut-
achten gewährt. Der Prüfungsausschuss bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 
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Teil B Inkrafttreten 
 
 
§ 31 Inkrafttreten 
 

Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am ersten Tag des auf ihre Bekanntmachung 
folgenden Monats in Kraft. 

 
 
 
Weingarten, 27.02.2024 
 
 
gez. Schweizer 
 
Prof. Dr. Karin Schweizer  
(Rektorin) 
 
 



Satzung über die  

Lehr-Lern-Einrichtungen 
der Pädagogischen Hochschule Weingarten 

Az. 7743.6-3 27. Februar 2024

Az. 7743.6-7 

Satzung der Pädagogischen 
Hochschule Weingarten zur Er-
richtung der wissenschaftlichen 

Lehr-Lern-Einrichtungen  
Grundschulzentrum und  

Cooperative Liberal Laboratory  

vom 27. Februar 2024 

Aufgrund von § 15 Abs. 7 und § 8 Abs. 5 in Verbin-
dung mit § 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 10 Landeshoch-
schulgesetz (LHG) in der Fassung vom 1. April 
2014 (GBl. S. 99), zuletzt geändert durch Artikel 8 
des Gesetzes vom 7. Februar 2023 (GBl. S. 26, 43), 
hat der Senat der Pädagogischen Hochschule 
Weingarten in seiner Sitzung vom 27.02.2024 die 
nachstehende Satzung beschlossen. 

§ 1 Errichtung

(1) Die Pädagogische Hochschule Weingarten er-
richtet gem. § 15 Abs. 6 und 7 Landeshochschulge-
setz (LHG) zwei fakultätsübergreifende wissen-
schaftliche Einrichtungen. Diese Einrichtungen sind
Lehr-Lern-Einrichtungen. Es handelt sich im Einzel-
nen um das Grundschulzentrum (GSZ) und das
Cooperative Liberal Laboratory (CoLiLab).

(2) Diese wissenschaftlichen Einrichtungen sind an
den Fakultäten angesiedelt. Die Verantwortung für
beide Einrichtungen tragen die Fakultäten.

§ 2 Aufgaben der wissenschaftlichen Einrich-
tungen

(1) Beide wissenschaftlichen Einrichtungen unter-
stützen Lernende und Lehrende bei Lern- und Lehr-
angeboten und bei Projekten. Die wissenschaftli-
chen Einrichtungen kooperieren miteinander.

(2) Das GSZ hat die Aufgaben,
1. Hochschulangehörigen, Schulkollegien und

Kooperationspartnerinnen und -partnern fä-
cherübergreifend eine anregungsreiche Ler-
numgebung für handelndes und selbst verant-
wortetes forschendes Lernen zur Verfügung zu
stellen,

2. zur Entwicklung und zum Einsatz von analogen
und digitalen Lehr-Lernmaterialien und deren
Einsatz zu beraten,

3. die Entwicklung von didaktischen Szenarien,
v.a. für Unterricht, Projekte, Workshops, Fort-
bildungsveranstaltungen, Pädagogische Tage
und Service-Learning-Angebote zu unterstüt-
zen.

(3) Zur Erfüllung dieser Aufgaben stellt das GSZ
Hochschulangehörigen, Schulkollegien, Kooperati-
onspartnerinnen und -partnern Ansprechpartnerin-
nen und -partner sowie Materialien für die Entwick-
lung von didaktischen Szenarien, v.a. für Unterricht,
Projekte, Workshops, Fortbildungsveranstaltungen,
Pädagogische Tage und Service-Learning-Ange-
bote zur Verfügung. Das GSZ dient der Verschrän-
kung von Theorie und Praxis und damit der Stär-
kung des Praxisbezugs in der Lehre.

(4) Das CoLiLab ist ein pädagogischer Makerspace.
Es hat die Aufgaben,
1. die Digitalisierung in der Hochschullehre zu un-

terstützen,
2. Medienkompetenzen auf Seiten der Studieren-

den mit Blick auf ihre künftigen professionellen
Tätigkeitsfelder zu entwickeln und dafür die me-
dienpraktische Ausbildung, wie sie in den jewei-
ligen Modulhandbüchern verankert ist, zu inno-
vieren,

3. Studierende und Lehrende in medien-techni-
schen wie medien-konzeptionellen Belangen zu
unterstützen,

4. den medienpädagogischen und medien(fach)-
didaktischen Transfer zu unterstützen, z. B.
über Service Learning oder Community-Based
Research.

(5) Ausgehend von den Aufgaben bietet das CoLi-
Lab gemeinschaftliche Arbeitsräume in einem Ate-
lier für kollaboratives und interdisziplinäres Arbei-
ten. Hochschulangehörigen und Kooperationspart-
nerinnen und -partnern bietet das CoLiLab An-
sprechpartnerinnen und -partner und stellt (digitale)
Werkzeuge sowie Materialien für die Entwicklung
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von Prototypen, Modellen und Lehr-Lernmateria-
lien, zum Erlernen von Inhalten und zur Erforschung 
von Zusammenhängen, v.a. im Rahmen von Lehr-
Lern- und Transferprojekten sowie Service-Learn-
ing-Angeboten zur Verfügung. Das CoLiLab dient 
der Förderung projekt-basierten Lernens, digitaler 
Kompetenzen sowie von Kompetenzen in Bezug 
auf Kreativität, Kollaboration, kritischem Denken 
und Kommunikation. 
 
 
§ 3 Zielgruppen 
 
Die Angebote von GSZ und CoLiLab richten sich 
insbesondere an 
1. Studierende der Pädagogischen Hochschule 

Weingarten, 
2. Promovierende und Nachwuchswissenschaftle-

rinnen und -wissenschaftler mit erfolgreich ab-
geschlossener Promotion der Pädagogischen 
Hochschule Weingarten, 

3. Lehrende der Pädagogischen Hochschule 
Weingarten, 

4. Schulen und weitere Bildungseinrichtungen der 
Region mit ihren Akteurinnen und Akteuren im 
Rahmen des Transfers. 

 
 
§ 4 Organe 
 
Organe der beiden wissenschaftlichen Lehr-Lern-
Einrichtungen sind 
1. die jeweilige Leitung und 
2. ein gemeinsamer Beirat für die beiden fakultäts-

übergreifenden wissenschaftlichen Einrichtun-
gen. 

 
 
§ 5 Leitungen 
 
(1) Jede wissenschaftliche Einrichtung wird von ei-
ner kollegialen Leitung geführt. 
 
(2) Die Leitung setzt sich für jede der beiden wis-
senschaftlichen Einrichtungen wie folgt zusammen:  
1. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Fakultät 

1, 
2. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Fakultät 

2, 
3. zwei Mitglieder des Rektorats. 
 
(3) Eine Personenidentität einer Vertreterin oder ei-
nes Vertreters einer Fakultät nach Abs. 2 Nr. 1 und 
Nr. 2 und Vertreterin oder Vertreter des Rektorats 
nach Nr. 3 ist unzulässig. 
 
(4) Die kollegiale Leitung ist zuständig für alle An-
gelegenheiten der jeweiligen wissenschaftlichen 
Einrichtung, soweit dies in dieser Satzung festge-
legt ist oder sich aus anderen Regelungen ergibt. 
 
(5) Zu den Aufgaben der jeweiligen Leitung zählen 
insbesondere 

1. die (Weiter-)Entwicklung des Profils des GSZ 
bzw. des CoLiLab, 

2. die strategische Leitung des GSZ bzw. des 
CoLiLab, 

3. die Außendarstellung des GSZ bzw. des CoLi-
Lab in Abstimmung mit der Hochschulleitung 
und 

4. der Vollzug des Haushaltsplans von GSZ bzw. 
CoLiLab, die Führung der laufenden Geschäfte 
und deren Verwaltung. 

 
(6) Die Entscheidungen der jeweiligen Leitung wer-
den nach dem Mehrheitsprinzip getroffen.  
 
(7) Die jeweilige Leitung informiert jährlich im Senat 
über die Arbeiten und die Weiterentwicklungen von 
GSZ und CoLiLab. 
 
(8) Die Leitungen können sich eine Geschäftsord-
nung geben, die der Zustimmung des Rektorats be-
darf. Geben sich die Leitungen keine Geschäftsord-
nung, gilt die Geschäftsordnung der Gremien der 
Pädagogischen Hochschule Weingarten entspre-
chend. § 5 Abs. 5 dieser Satzung ist einer abwei-
chenden Regelung in der Geschäftsordnung nicht 
zugänglich. 
 
(9) Die Vertreterinnen und Vertreter der Fakultäten 
in den kollegialen Leitungen werden aufgrund eines 
gemeinsamen Vorschlags der Fakultäten vom Se-
nat gewählt. Ihre Amtszeit beträgt 4 Jahre. Für die 
Dauer der Aufgabenwahrnehmung gilt § 9 Abs. 2 
LHG entsprechend. 
 
 
§ 6 Beirat 
 
(1) Es wird ein gemeinsamer Beirat für beide wis-
senschaftlichen Einrichtungen (GSZ sowie CoLi-
Lab) eingerichtet. 
 
(2) Der Beirat berät und unterstützt die Arbeit der 
jeweiligen Leitung und gestaltet die strukturelle Wei-
terentwicklung des Profils der jeweiligen wissen-
schaftlichen Einrichtung aktiv mit, indem er Empfeh-
lungen ausspricht. 
 
(3) Der Beirat setzt sich aus den folgenden Mitglie-
dern zusammen: 
1. Je eine Vertreterin oder ein Vertreter der Mit-

gliedsgruppe gem. § 10 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 LHG 
(Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer) 
für jede Fakultät, 

2. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der Mit-
gliedsgruppe gem. § 10 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 LHG 
(Gruppe der Akademischen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter) für jede Fakultät, 

3. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der Mit-
gliedsgruppe gem. § 10 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 LHG 
(Gruppe der Studierenden) für jede Fakultät, 

4. ein Mitglied der Hochschulverwaltung, das im 
Bereich Transfer tätig ist, 

5. ein hochschulexternes Beiratsmitglied. 
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(4) Die Vertreterinnen und Vertreter nach Ziff. 1, 2 
und 3 werden von den Fakultäten entsendet. Die 
Mitgliedschaft beträgt vier Jahre (Ziff. 1 und 2) bzw. 
1 Jahr (Ziff. 3). Das Mitglied nach Ziff. 4 wird vom 
Rektorat für die Dauer von 4 Jahren bestimmt. Das 
Mitglied nach Ziff. 5 wird auf Vorschlag der kollegi-
alen Leitung vom Rektorat für die Dauer von 2 Jah-
ren bestimmt. Wiederwahlen sind möglich.  
 
(5) Der Beirat wird ermächtigt, weitere externe Mit-
glieder mit beratender Funktion hinzuzuwählen. 
 
 
§ 7 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am ersten Tage des auf die Be-
kanntmachung folgenden Monats in Kraft vorbehalt-
lich der vorliegenden Genehmigung der Grundord-
nung durch das Wissenschaftsministerium in Kraft. 
Zugleich tritt die „Satzung zur Einrichtung eines 
Grundschulzentrums und eines Montessori-Stu-
dios“ vom 07.07.2005 außer Kraft 
 
 
Weingarten, den 27. Februar 2024 
 
 
gez. Schweizer 
 
Prof. Dr. Karin Schweizer 
Rektorin 
 
 
 
 
 



Satzung über das Montessori-Studio 
der Pädagogischen Hochschule Weingarten 

Az. 7743.6-4 27. Februar 2024

Satzung über das  
Montessori-Studio der  

Pädagogischen Hochschule 
Weingarten  

vom 27. Februar 2024 

Aufgrund von § 8 Abs. 5 S. 1 Landeshochschulge-
setz (LHG) in der Fassung vom 1. Januar 2005 
(GBl., S. 1), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Ge-
setzes vom 7. Februar 2023 (GBl. S. 26, 43), hat der 
Senat der Pädagogischen Hochschule Weingarten 
gemäß § 19 Abs. 1 S. 2 Nr. 10 LHG am 27.02.2024 
folgende Satzung beschlossen.  

§ 1 Stellung

(1) Die PHW betreibt gem. § 5 Abs. 2 der Grundord-
nung das Montessori-Studio als wissenschaftliche
Einrichtung der Fakultäten nach § 15 Abs. 7 LHG.

(2) Das Rektorat regelt im Einvernehmen mit den
Fakultäten, welche Fakultät für das Montessori-Stu-
dio zuständig ist. Kann das Einvernehmen nicht her-
gestellt werden, bestimmt der Hochschulrat die zu-
ständige Fakultät.

(3) Die dann zuständige Dekanin oder der dann zu-
ständige Dekan ist Vorgesetzte oder Vorgesetzter
der Akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
gem. § 52 Abs. 5 LHG.

(4) Die Fakultätsräte der Fakultäten wählen in ge-
meinsamer Sitzung aufgrund des Vorschlags der
Dekanin oder des Dekans der zuständigen Fakultät
gem. Abs. 2 Satz 1 für das Montessori-Studio für die
Dauer von 4 Jahren eine Leitung und eine Vertre-
tung. Wiederwahl ist möglich. Auf Vorschlag der
Leitung kann eine Geschäftsführerin  oder ein
Geschäftsführer durch die Dekanin oder den Dekan
der zuständigen Fakultät bestimmt werden.

§ 2 Aufgaben

(1) Das Montessori-Studio innoviert, erweitert und
ergänzt Lehr- und Lernformen der Lehrkräftebildung
und weiterer bildungswissenschaftlicher Studien-
gänge, vor allem in Bezug auf bildungspraktische
Studien.

(2) Es stellt eine anregungsreiche Lernumgebung
für handelndes und selbst verantwortetes Lernen
und die Entwicklung von Lehr-/Unterrichtsmateria-
lien dar.

(3) Kolleginnen oder Kollegen aus Bildungseinrich-
tungen finden im Montessori-Studio Ansprechpart-
nerinnen oder Ansprechpartner sowie Materialien
für die Vorbereitung pädagogischer Angebote/Un-
terricht, für Workshops, Fortbildungsveranstaltun-
gen und Pädagogische Tage nach Montessori-Pä-
dagogik.

§ 3 Vereinbarungen

(1) Die Leitung des Montessori-Studios gibt den Fa-
kultäten einen jährlichen Bericht über die durchge-
führte Arbeit, über geplante Entwicklungen und über
die Verwendung der Mittel.

(2) Zwischen den Fakultäten, vertreten durch die
Dekaninnen oder Dekane, werden die Ausstattung
mit Personal, die Entwicklungsplanung mit Meilen-
steinen, die Finanzausstattung, sowie definierte
Aufgaben vereinbart. Die Leitung des Montessori-
Studios kann eine Stellungnahme abgeben.

(3) Die Ausstattung des Montessori-Studios unter-
liegt dem Haushaltsvorbehalt der Hochschulleitung.

§ 4 Finanzierung

(1) Die Leitung des Montessori-Studios stellt einen
Entwurf für einen Haushaltsplan auf und leitet die-
sen rechtzeitig vor Beginn des Haushaltsjahrs der
Fakultätsleitung der zuständigen Fakultät zu.

(2) Die Fakultätsleitung der zuständigen Fakultät
beschließt im Einvernehmen mit der anderen Fakul-
tät oder den anderen Fakultäten den Haushaltsplan
und dessen Finanzierung aus den Mitteln, die den
Fakultäten von der Hochschulleitung zur Bewirt-
schaftung zur Verfügung gestellt werden.
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(3) Die Mittel sollen dem Montessori-Studio grund-
sätzlich zur eigenständigen Bewirtschaftung über-
lassen werden. 
 
 
§ 5 Auflösung  
 
(1) Der Senat kann auf eigene Initiative oder auf ge-
meinsamen Antrag der Dekaninnen oder Dekane 
das Montessori-Studio oder Teile davon auflösen. 
 
(2) In diesem Falle entscheidet die Hochschullei-
tung gem. § 16 Abs. 3 Nr. 8 LHG über die Übertra-
gung von Geräten, Medien und Materialien auf an-
dere Einrichtungen. Wurde dem Montessori-Studio 
Personal aus zentralen Ressourcen des Rektorats 
zur Verfügung gestellt, fallen diese Personalres-
sourcen an das Rektorat zurück. 
 
(3) Die Leitung des Montessori-Studios und der För-
derkreis Montessoripädagogik Ravensburg/ Wein-
garten e. V. sind vor der Behandlung des Antrags 
auf Auflösung im Senat zu hören.  
 
 
§ 6 Inkrafttreten  
 
Die vorliegende Satzung tritt zum Ersten des Mo-
nats in Kraft, er auf die Veröffentlichung folgt, vor-
behaltlich der vorliegenden Genehmigung der 
Grundordnung durch das Wissenschaftsministe-
rium. Zugleich tritt die „Satzung zur Einrichtung ei-
nes Grundschulzentrums und eines Montessori-
Studios“ vom 07.07.2005 außer Kraft 
 
 
Weingarten, den 27. Februar 2024 
 
 
Gez. Schweizer 
 
Prof. Dr. Karin Schweizer 
Rektorin 
 
 
 
 
 



Satzung
der Pädagogischen Hochschule Weingarten 

Az. 7822.46 27. Februar 2024

2. Satzung zur Änderung der
Satzung über die Festsetzung
von Zulassungszahlen für die

Bachelor-Studiengänge: 
Elementarbildung (Kindheitspä-
dagogik), Medien- und Bildungs-

management, Logopädie,  
Umweltbildung vom 08. Juni 2022 

vom 27.02.2024 

Aufgrund von § 8 Abs. 5 i.V.m. §§ 32 Abs. 3 Satz 1, 
29 Abs. 4 Satz 3 Landeshochschulgesetz (LHG) 
vom 1. Januar 2005 (GBl. S.1), neugefasst durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 01.04.2014 (GBl. S. 99) 
das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 7. 
Februar 2023 (GBl. S. 26, 43) geändert worden ist, 
hat der Senat der Pädagogischen Hochschule 
Weingarten gemäß § 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 und Nr. 
10 LHG am 27.02.2024 die nachfolgende Ände-
rungsordnung beschlossen.  

Die Rektorin hat gem. § 32 Abs. 3 Satz 1 LHG am 
27.02.2024 ihre Zustimmung erklärt. 

Artikel 1  
Änderung der Zulassungszahlensatzung 

Die Satzung über die Festsetzung von Zulassungs-
zahlen für die Bachelor-Studiengänge: Elementar-
bildung (Kindheitspädagogik), Medien- und Bil-
dungsmanagement, Logopädie, Umweltbildung 
vom 08. Juni 2022 in der Fassung vom 23. Mai 2023 
wird wie folgt geändert:  

1. In der Überschrift wird im dritten Spiegelstrich
hinter dem Wort „Logopädie“ der Klammerzu-
satz „(ausbildungs-/berufsbegleitend)“ einge-
fügt.

2. In § 1 Satz 1 und § 1 Satz 2 zweiter Spiegel-
strich wird hinter dem Wort „Logopädie“ der
Klammerzusatz „(ausbildungs-/berufsbeglei-
tend)“ eingefügt.

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Diese Änderungssatzung tritt am ersten Tag des auf 
ihre Bekanntmachung folgenden Monats in Kraft.  

Weingarten, den 27.02.2024 

gez. Schweizer 

Prof. Dr. Karin Schweizer 
Rektorin 



Ordnung
der Pädagogischen Hochschule Weingarten 

Az. 7822.46 27. Februar 2024

3. Ordnung zur Änderung
der Studiengangspezifischen  

Studien- und Prüfungsordnung 
der Pädagogischen Hochschule 
Weingarten für den Bachelorstu-

diengang Logopädie vom 
22.07.2016  

vom 27.02.2024 

Aufgrund von § 8 Abs. 5 i.V.m. § 32 Abs. 3 Satz 1 
Landeshochschulgesetz (LHG) vom 1. Januar 2005 
(GBl. S.1), in der Fassung vom 1. April 2014 (GBl. 
S. 99), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom
7. Februar 2023 (GBl. S. 26, 43) geändert worden
ist, hat der Senat der Pädagogischen Hochschule
Weingarten am 27.02.2024 gemäß § 19 Abs. 1 Satz
2 Nr. 10 LHG die folgende Änderungsordnung be-
schlossen.

Die Rektorin hat gem. § 32 Abs. 3 Satz 1 LHG am 
27.02.2024 ihre Zustimmung erklärt.  

Artikel 1 
Änderung der Studiengangspezifischen 
Studien- und Prüfungsordnung  

Die Studiengangspezifische Studien- und Prüfungs-
ordnung der Pädagogischen Hochschule Weingar-
ten für den Bachelorstudiengang „Logopädie“ vom 
22.07.2016 (Amtliche Bekanntmachung 05/2016) in 
der Fassung vom 15.12.2020 (Amtliche Bekannt-
machung 13/2020) wird wie folgt geändert:  

1. In der Überschrift wird hinter dem Wort „Logo-
pädie“ der Klammerzusatz „(ausbildungs-/be-
rufsbegleitend)“ eingefügt.

2. In § 1 Absatz 1 Satz 1, § 1 Absatz 2 Satz 1, § 2
Satz 1, § 3 Absatz 1, § 3 Absatz 5, § 6 Sätze 1
und 2 wird jeweils hinter dem Wort „Logopädie“
der Klammerzusatz „(ausbildungs-/berufsbe-
gleitend)“ eingefügt.

Artikel 2 
Änderung des Modulhandbuchs (Anlage 1) 

Das Modulhandbuch Logopädie mit dem Abschluss 
Bachelor of Arts in der Fassung vom 15.12.2020 
(Anlage 1 der Studiengangspezifische Studien- und 
Prüfungsordnung der Pädagogischen Hochschule 
Weingarten für den Bachelorstudiengang „Logopä-
die“) wird wie folgt geändert: 

1. Auf dem Deckblatt wird hinter dem Wort „Logo-
pädie“ der Klammerzusatz „(ausbildungs-/be-
rufsbegleitend)“ ergänzt.

2. In den Modulen „BWG PP“, „BWG WA“, „LO
L2“, „LO SPR“, „BWG DIAG“, „BWG MU“, „LO
FO“, „LO SSES“, „LO MED“, „LO LRS“, „LO BA“
im Feld „Studiengang“ hinter dem Wort „Logo-
pädie“ der Klammerzusatz „(ausbildungs-/be-
rufsbegleitend)“ ergänzt.

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Diese Änderungsordnung tritt am ersten Tag des 
auf die Bekanntmachung folgenden Monats in Kraft 

Weingarten, den 27.02.2024 

gez. Schweizer 

Prof. Dr. Karin Schweizer 
Rektorin 
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Satzung der  
Pädagogischen Hochschule 

Weingarten 
über das hochschuleigene  

Auswahlverfahren im  
Studiengang Logopädie mit  

akademischer Abschlussprüfung 
Bachelor 

vom 27. Februar.2024 

 
 

 
Aufgrund von § 6 Abs. 1 und 2 des Hochschulzulas-
sungsgesetzes (HZG) in der Fassung vom 15. Sep-
tember 2005 (GBl. S. 629), zuletzt geändert durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 17. Oktober 2020 (GBl. 
S. 1204, 1229) i. V. m. § 20 Abs. 3 Satz 3 bis 5 der 
Hochschulzulassungsverordnung (HZVO) vom 2. 
Dezember 2019 (GBl. S. 489), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 26. Juni 2023 (GBl. S. 253) 
sowie aufgrund von § 63 Abs. 2 Landeshochschul-
gesetz (LHG) vom 1. Januar 2005 (GBl. S. 1), zu-
letzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 7. 
Februar 2023 (GBl. S. 26, 43), hat der Senat der 
Pädagogischen Hochschule Weingarten am 
27.02.2024 nachfolgende Satzung beschlossen. 
 
 
 
 
§ 1 Anwendungsbereich 
 
Diese Satzung regelt das Verfahren der Auswahl 
der Studierenden für den Zugang zum grundständi-
gen Studiengang Bachelor Logopädie der Pädago-
gischen Hochschule Weingarten.  
Im Übrigen gelten die Vorschriften der Zulassungs- 
und Immatrikulationsordnung der Pädagogischen 
Hochschule Weingarten. 
 
 
§ 2 Frist 
 
(1) Zulassungen finden im Jahresturnus für das 
jeweilige Wintersemester statt. Der Antrag auf Zu-
lassung muss bis zum 15.07. bei der Pädagogi-
schen Hochschule eingegangen sein (Ausschluss-
frist). 
 
(2) Diese Frist gilt auch für Anträge, mit denen 
ein Anspruch auf Zulassung außerhalb der 

festgesetzten Zulassungszahl geltend gemacht 
wird. 
 
 
§ 3 Teilnahmepflicht, Unterlagen 
 
(1) Zur Teilnahme an dem Auswahlverfahren 
ist verpflichtet, wer die Zulassung zu einem Studi-
engang im Anwendungsbereich dieser Satzung 
nach Maßgabe der Vorschriften der Zulassungs- 
und Immatrikulations-satzung der Pädagogischen 
Hochschule form- und fristgerecht beim Studieren-
densekretariat der Pädagogischen Hochschule be-
antragt, die gesetzlichen Hochschulzugangs-vo-
raussetzungen erfüllt und nicht im Rahmen einer 
vorweg abzuziehenden Quote an dem Vergabever-
fahren teilnimmt. 
 
(2) Die Pädagogische Hochschule Weingarten 
kann verlangen, dass die in die Auswahlentschei-
dung einzubeziehenden Unterlagen im Original vor-
gelegt werden. 
 
(3) Hatte die Antragstellerin bzw. der Antrag-
steller an dem Auswahlverfahren teilzunehmen und 
waren Unterlagen gemäß § 4 Absatz 2 nicht einge-
reicht worden, so gilt das Auswahlverfahren für sie 
bzw. ihn als erfolglos beendet. 
 
(4) Verspätet sowie nicht formgerecht einge-
reichte Unterlagen werden im Auswahlverfahren 
nicht berücksichtigt. 
 
 
§ 4 Form des Zulassungsantrags 
 
(1) Die Form des Antrags richtet sich nach den 
allgemein für das Zulassungsverfahren geltenden 
Bestimmungen in der jeweils gültigen Zulassungs- 
und Immatrikulationssatzung der Pädagogischen 
Hochschule Weingarten. 

 
(2) Mit dem Zulassungsantrag sind einzu-
reichen: 

 
1. das Zeugnis der Allgemeinen Hochschulzu-

gangsberechtigung oder einer einschlägigen 
fachgebundenen Hochschulzugangsberechti-
gung bzw. einer als gleichwertig anerkannten 
ausländischen Hochschulzugangsberechti-
gung,  
 

2. ein Nachweis einer belastbaren Sprechstimme 
und eines uneingeschränkten Hörvermögens 
durch ein phoniatrisch-audiologisches 
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Tauglichkeitsgutachten (vorzugsweise inklusive 
digitaler Stimmfeldmessung) und 
 

3. ein Nachweis über eine Ausbildung in erster 
Hilfe im Umfang von 16 Stunden gemäß § 4 der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Logopä-
den (LogAPrO) vom 01.10.1980 (BGBl. S. 
1892), zuletzt geändert durch Art. 6 der Verord-
nung vom 7. Juni 2023 (BGBl. Nr. 148).  

 
 
§ 5 Auswahlausschuss 
 
(1) Die zuständige Fakultät bestimmt einen 
Auswahlausschuss, welcher die Auswahlentschei-
dung trifft. 
 
(2) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt sechs 
Monate. Die Bestellung hat jeweils bis spätestens 
zum Tag der Ausschlussfrist für den Eingang der 
Anträge der Studierenden auf Zulassung zum 
nächstfolgenden Semester zu erfolgen. Die Wieder-
bestellung ist zulässig. 
 
(3) Der Auswahlausschluss besteht aus zwei 
sachkundigen Personen, die dem hauptberuflichen 
wissenschaftlichen Personal der federführenden 
Fakultät angehören. Ein Mitglied muss Hochschul-
lehrerin bzw. Hochschullehrer an der Pädagogi-
schen Hochschule Weingarten sein. 
 
(4) Der Ausschuss berichtet dem zuständigen 
Fakultätsvorstand am Ende seiner Amtszeit über 
Ablauf und Ergebnis des Auswahlverfahrens. Er ist 
gehalten, dem Fakultätsvorstand Vorschläge zur 
Weiterentwicklung des Auswahlverfahrens zu un-
terbreiten. Dabei sind gleichstellungsrechtliche Ge-
sichtspunkte zu berücksichtigen. 

 
 
§ 6 Auswahlverfahren 
 
Die Auswahlkommission trifft unter den eingegan-
genen Bewerbungen eine Auswahl auf Grund der in 
§ 7 genannten Auswahlkriterien und setzt die Rang-
zahlen gemäß §§ 7 und 8 fest. 
 
 
§ 7 Ermittlung der Rangzahl 
 
(1) Die Auswahl erfolgt nach einer Rangliste, 
welche anhand der Punktzahl gebildet wird, bei der 
 
1. bis zu 30 Bewertungspunkte nach Maßgabe der 

Durchschnittsnote der Hochschulzugangsbe-
rechtigung, 
 

2. bis zu 15 Bewertungspunkte nach Maßgabe der 
auf den jeweiligen Studiengang bezogenen 
sonstigen Leistungen und Auswahlmerkmale 
zu vergeben sind. 
 

(2) Die bis zu 30 Bewertungspunkte, die für die 
Durchschnittsnote der Hochschulzugangsberechti-
gung erreicht werden können, werden in Zehntel-
schritten mit jeweils einem Punkt vergeben, begin-
nend mit 3,9 = 1 Punkt und endend mit 1,0 = 30 
Punkte. Die Note 4,0 ergibt 0 Punkte. 
 
 
§ 8 Sonstige Leistungen und Auswahlmerkmale 
 
Als sonstige Leistungen und Auswahlmerkmale 
werden anerkannt: 
 
1. die im Zeugnis der Hochschulzugangsberechti-

gung ausgewiesene Endnote im Fach Deutsch. 
Dabei gilt: 1 bis 6 erreichte Leistungspunkte er-
geben 0 Auswahlpunkte, 7 bis 9 Leistungs-
punkte 2 Auswahlpunkte, 10 bis 12 Leistungs-
punkte 4 Auswahlpunkte und 13 bis 15 Punkte 
6 Auswahlpunkte, 
 

2. eine abgeschlossene Berufsausbildung in ei-
nem studiengangrelevanten Ausbildungsberuf 
von mindestens zwei Jahren, wobei hierfür 5 
Punkte vergeben werden, 

 
3. eine mindestens einjährige facheinschlägige 

Berufsausübung, wobei hierfür 4 Punkte verge-
ben werden, 

 
4. studienrelevante ehrenamtliche Tätigkeiten o-

der berufsbezogene Praktika. Dabei gilt: Bei ei-
ner Dauer von insgesamt mindestens sechs 
Monaten (Vollzeit) werden 3 Auswahlpunkte, 
bei einer Dauer von insgesamt drei Monaten 
(Vollzeit) 2 Auswahlpunkte vergeben, 

 
5. einem Dienst (z.B. Bundesfreiwilligendienst, 

freiwilliges soziales Jahr, freiwilliges ökologi-
sches Jahr, andere Dienste im Ausland) mit pä-
dagogisch relevanten nachgewiesenen Aufga-
ben; Betreuung oder Pflege eines Kindes oder 
eines pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen 
von insgesamt mindestens sechsmonatiger 
Dauer, wobei hierfür 3 Punkte vergeben wer-
den. 

 
 
§ 9 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Monatsersten des auf die Be-
kanntmachung folgenden Monats in Kraft und gilt 
erstmals für das Zulassungsverfahren zum Winter-
semester 2024/25.  

 
 
Weingarten, den 27.02.2024 
 
 
gez. Schweizer 
 
Prof. Dr. Karin Schweizer 
Rektorin 
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